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SACFIVERHALT UND ANTRAGE 

I. Die am 18. September 1980 angemeldete, unter der Nr. 

0 028 036 veröffentlichte europäische Patentanmeldung Nr. 

80 200 882.1, fUr die die Priorität einer frUheren An-

meldung vom 27. September 1979 in Anspruch genoimen wird, 

ist von der PrUfungsabteilung 127 durch Entscheidung vom 

30. August 1983 zurUckgewiesen worden. 

Der Entscheidung lagen die ursprUnglichen PatentansprUche 

1-7 zugrunde. 

II. Die PrUfungsabteilung fUhrt in der Entscheidung aus; das 

Verfahren gemäL3 dem Patentanspruch 1 sei als Diagnosti-

zierverfahren anzusehen, das am menschlichen Körper vor-

genornmen werde, und deshaib gewerblich nicht anwendbar. 

Der Patentanspruch 1 sei daher nach Artikel 52 (1) EPU 

nicht gewährbar. 

III. Gegen diese Entscheidung hat die Anmelderin am 25. Okto-

ber 1983 Beschwerde mit dem Antrag eingelegt, die ange-

fochtene Entscheidung aufzuheben und das Patent.im Rahmen 

der ursprUnglichen PatentansprUche 1-7 zu erteilen. Die 

BeschwerdegebUhr ist am 24. Oktober 1983 gezahit worden 

und die schriftliche BegrUndung der Beschwerde am 17. De-

zember 1983 eingegangen. 

Die Anmelderin tritt der Auffassung der PrUfungsabteilung 

entgegen. 

. . . / . . . 
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IV. Im Verlauf des Beschwerdeverfahrens hat die Anmelderin den 

ursprUnglichen Patentanspruch 1 durch folgenden Anspruch 

ersetzt: 

"1. Verfahren zur Korrektur der mit Hulfe einer aus mehre-

ren Detektoreleinenten bestehenden Detektoranordnung bei 

der Durchstrahlung eines Körpers mit durchdringender 

Strahiung gemessenen Werte, bei dem ein Primärstrahl mit 

geringem Querschnitt den Körper durchsetzt und die dabei 

erzeugte Streustrahlung durch eine Blendenanordnung ausge-

blendetund durch die Detektoranordnung gemessen wird, wo-

nach aus den Mel3werten die Dichteverteilung im Primär-

strahi rekonstruiert wird, 

dadurch gekennzeichnet, daB wenigstens ein Teil der E1e--

mente der Detektoranordnung zumindest zeitweise gegen die 

Einfach-Streustrahlung abgeschirmt wird und daf3 die dabei 

von den abgeschirmten Elementen gemessenen Werte zur Kor-

rektur der bei der Messung der Einfach-Streustrahlung er-

zeugten Mei3werte herangezogen werden." 

V. Wegen des Wortlauts der ursprUnglichen PatentansprUche 

wird auf die Veröffentlichung Nr. 0 028 036 verwiesen. 

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE 

1. Die Beschwerde enspricht den Artikein 106 bis 108 und Re-

gel 64 EPU; sie ist daher zulassig. 

2. Der im Beschwerdeverfahren vorgelegte Patentanspruch 1 

stimmt in seinem materiellen Inhalt mit dem ursprünglichen 

Patentanspruch 1 Uberein. Von ibm unterscheidet er sich 

nur durch das Wesen des angemeldeten Verfahrens kiar- 
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stellende Anderungen. Durch diese ist der Gegenstand der 

Anzneldung daher nicht unzulässig geändert worden. 

3. 	Nach den AusfUhrungen in der angefochtenen Entscheidung 

ist die PrUfungsabteilung ersichtlich der Auffassung, 

unter Diagnostizierverfahren seien nur die Schritte zu 

verstehen, die dazu bestimmt sind, den Ist-Zustand eines 

Patienten zu erkennen. Aufgrund der mit dem Diagnostizier-

verfahren gewonnenen Erkenntnisse Uber den Ist-Zustand des 

Patienten werde dann die Diagnose gestelit. 

3.1 Der Ansicht, da3 unter Diagnostizierverfahren Verfahren zu 

verstehen seien, deren Ergebnis die Grundlage fUr die 

Diagnose bilde, kann die Kainmer nicht folgen. Wie sie in 

ihren nichtveröffentlichten Entscheidungen T 61/83 und 

T 208/83 ausgefUhrt hat, muL3 eih Diagnostizierverfahren 

auf jeden Fall auch einen Hinweis auf die zu stellende 

Diagnose enthalten. 

3.2 Weitere AusfUhrungen zur Frage, was ein Diagnostizierver-

fahren sei, bedarfes im vorliegenden Fall jedoch nicht; 

denn Gegenstand des Patentanspruchs 1 sowohi in der ur-

sprUnglichen als auch in der geltenden Fassung war und ist 

schon kein Untersuchungsverfahren, sondern ein Korrektur- 

verfahren. Dies mag aus der der Entscheidung zugrunde-

liegenden ursprUnglichen Anspruchsfassung nicht mit hin-

reichender Deutlichkeit hervorgegangen sein, in der der 

Gegenstand des Anspruchs 1 als Verfahren "zur Untersuchung 

eines Körpers" bezeichnet ist, ergibt sich aber eindeutig 

aus der im Beschwerdeverfahren vorgelegten Fassung, gemäl3 

der der Patentanspruch 1 ein Verfahren betrifft, bei dem 

es darum geht, die bei einem Verfahren der im Oberbegriff 

des Anspruchs angegebenen Art auftretende Verfälschung der 

mit der Detektoranordnung erinittelten Mel3ergebnisse zu 

. • . / . . . 
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korrigieren. Diese Verfälschung wird, wie in der Beschrei-

bung erläutert ist, durch die mehrfache Streuung eines 

Tells der Streustrahiung verursacht, die in dem mit durch-

dringender Strahiung durchstrahlten Korper im Bereich des 

Primärstrahls erzeugt wird. 

3.3 Ein soiches Verfahren zur Korrektur eines verfälschten 

Mel3ergebnisses ist zwar im Rabmen ems Diagnostizierver-

fabrens anwendbar, ist für sich jedoch zum Erkennen und 

Unterscheiden eines pathologischen Zustands nicht geeignet 

und steilt daher kein Diagnostizierverfahren dar. Es ist 

deshaib ohne Bedeutung, ob das in der Anrneldung offenbarte 

Korrekturverfahren nur bei der Ermittlung der Dichtever-

teilung in einemmenschlichen Körper oder, wie die Anmel- 

derin nachträglich eingewendet hat; auch für Werkstoffun-

tersuchungen anwendbar ist oder nicht. 

3.4 Wie vorstehend dargelegt, ist das Verfahren nach Anspruch 

1 kein Diagnostizierverfahren. Daher kann ibm die gewerb-

liche Anwendbarkeit im Sinn des Artikels 52 (1) EPU mit 

dieser BegrUndung nicht abgesprochen werden. 

4. 	Da die PrUfungsabteilung der Auffassung war, daB das Ver- 

fahren nach Anspruch 1 ein Diagnostizierverfahren und des-

halb nicht patentfähig sei, hat sie sich nicht mehr dazu 

geäuI3ert, ob das Verfahren neu ist und ob es auf einer 

erfinderischen Thtigkeit beruht. Bei dieser Sachlage halt 

es die Kammer für verfrUht, in die PrUfung dieser Frage 

einzutreten, sondern für geboten, zunächst der Prüfungsab-

teilung Gelegenheit zu geben, hierzu Stellung zu nebmen. 

Die Karnmer macht deshalb von der ihr in Artikel 111 (1) 

EPU eingeräumten Möglichkeit Gebrauch, die Angelegenheit 

zur weiteren Entscheidung an die erste Instanz zurück-

zuverweisen. 

0 . . / 0 
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ENTSCHEI DUNGSFORMEL 

Aus diesen GrUnden 

wird wie folgt entschieden: 

1. Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

2. Die Sache wird zur Fortsetzung des PrUfungsverfahrens an 

die PrUfungsabteilung zurUckverwiesen. 

Geschäftsstellenbeamter: 
	 Vorsitzender: 

B.A. Norman 	 G. Andersson 


